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Bürokratische Hürden trennen Familien über Jahre  

Fachbericht zu Verfahrenshürden beim Familiennachzug  

 

Bern, 1. September 2026 –  Wer die rechtlichen Voraussetzungen für den Nachzug seiner Familie  

erfüllt, sollte erwarten können, innert angemessener Frist mit ihr zusammenzuleben. Der  

neue Fachbericht  «Langes Warten auf die Familie –  Verfahrenshürden beim Familiennachzug » der 

Schweizerischen Beobachtungsstelle für Asyl -  und Ausländerrecht (SBAA) zeigt jedoch: Hohe Hürden 

im Verfahren können die Verwirklichung des Rechts auf Familienleben erschweren oder gar  

verunmöglichen. Besonders betroffen sind Menschen aus dem Asylbereich und ihre Kinder.  

Der Fachbericht befasst sich mit einer bisher wenig beleuchteten Thematik: den Hürden im Verfahren 

selbst. Dazu gehören Schwierigkeiten bei der Beschaffung und Anerkennung von Dokumenten, der er-

schwerte Zugang zu Schweizer Auslandsvertretungen, hohe Kosten sowie Wechsel zwischen Bundes -  

und Kantonszuständigkeiten. Die Folgen sind teils jahrelange Verzögerungen: In d en im Fachbericht do-

kumentierten, bereits abgeschlossenen Fällen dauerten die Verfahren zwischen dreieinhalb und sieben 

Jahren. Zusammen mit vorgängigen Asylverfahren und gesetzlichen Wartefristen waren die betroffenen 

Familien neun bis zehn Jahre voneinan der getrennt.  Besonders schwer wiegen die Folgen für Kinder. 

Jahrelange Verfahren können für sie bedeuten, einen erheblichen Teil ihrer Kindheit getrennt von einem 

Elternteil zu verbringen –  oft unter prekären Bedingungen und ohne gesicherten Aufenthaltsstatus.  

Wie gravierend  überhöhte  formelle Anforderungen  für die Betroffenen  sein können, zeigt der Fall von 

«Darius» . Für den Nachzug seiner Ehefrau und seiner beiden Töchter verlangten die Behörden eine amt-

lich beglaubigte afghanische Eheurkunde. Weil diese Beglaubigung in Pakistan nicht möglich war und 

ein Rechtsmittelverfahren weitere Verzögerungen bedeutet hätte, re iste «Darius» trotz konkreter Gefähr-

dung selbst nach Afghanistan, um das verlangte Dokument zu beschaffen.  

Auch anerkannten Flüchtlingen werden mitunter unzumutbare Anforderungen gestellt. So verlangte die 

Schweizer Vertretung im Fall von «Bela»  eritreische Reisepässe von seiner Ehefrau und seinem Sohn. 

Dafür hätten sie ausgerechnet mit den Behörden jenes Staates Kontakt aufnehmen müssen, vor dessen 

Verfolgung sie Schutz suchte n. Damit hätten sie jedoch die Aberkennung ihres Flüchtlingsstatus riskiert . 

Erst nach einem zweijährigen Rechtsmittelverfahren wird schliesslich anerkannt, dass ihnen dies nicht 

zugemutet werden kann.  

Vor diesem Hintergrund beurteilt die SBAA die im Juni eingereichte  Motion 26.3599  besonders kritisch. 

Sie verlangt, dass Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene für die  Identität und Familienverhältnisse 

grundsätzlich ein strikte s  Beweismass gilt  und bei fehlenden Dokumenten regelmässig kostenpflichtige 

DNA - Analysen angeordnet werden. Die dokumentierten Fälle zeigen jedoch, weshalb Beweiserleichte-

rungen notwendig sind: Wer vor Krieg oder Verfolgung geflohen ist, kann amtliche Dokumente gerade 

aufg rund dieser Umstände nicht oder nur unter erheblichen Risiken beschaffen.  Zusätzliche Kosten und 

zeitliche Verzögerungen können die Verwirklichung des Rechts auf Familienleben weiter erschweren.  

Die SBAA fordert deshalb, dass die Nachweis pflichten  dem Herkunftsland und dem Schutzstatus der 

Betroffenen Rechnung tragen. Können Dokumente nicht oder nur schwer beschafft werden, müssen Be-

weiserleichterungen und alternative Formen der Sachverhaltsabklärung zur Verfügung stehen. Zudem 

sollen Familiennachz ugsgesuche höchstens ein Jahr dauern  und besondere Schutzbedürfnisse konse-

quent berücksichti gt werden.  

Der Bericht wird am  8. September 2025  um 6 Uh r veröffentlicht. Die Falldokumentationen sind bereits 

auf der Website der SBAA  verfügbar. Für weiterführende Auskünfte und Medienanfragen stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung . 

«Das Recht auf Familienleben darf nicht daran scheitern, dass Dokumente verlangt werden, die Betroffene 

nicht oder nur unter erheblichen Risiken beschaffen können. Behördliche Verfahren müssen der Realität von 

Flucht und Vertreibung Rechnung tragen», sagt R uth- Gaby Vermot, Präsidentin der SBAA.  
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